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NOTA RE
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Bescheiniqung

lch bescheinige, dass die geänderten Bestimmungen des beigefügten Gesell-

schaftsvertrages mit dem Beschluss über die Anderung des Gesellschaftsvertra-

ges vom 04.07.2023 (meine UVZNT. 346112023/R) und die unveränderten Best-

immungen mit dem zuleht zum Handelsregister eingereichten vollständigen

Wortla ut des Gesel lschaftsvertrages ü berei nstimmen.

München, den 09.08 .2023

REGLEI\ SIKORA NOTARE SENDLINGEI\ STR. I9IIII . IV 8033I MUNCHEN
TELEFON 089 231712-() TELEFAX 089 231712-99 NOTAI\E@REGLEI{-SIKORA.DE WWW.REGLER-SIKORA.DE
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Satzuno

der

msg life ag

Al I q efn e i n e.,,Yorsc h ri fte n

§1
Firma, Sits, Dauer

(1) Die Firma der Gesellschafl lautet

msg life ag.

(2) Die Gesellschaft hat ihren sitz in Leinfelden-Echterdingen.

(3) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht auf eine bestimmte Zeit beschränkt.

§2
Gegenstand dee Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Konzeption, Erstellung und der Vertrieb
von Software für die Finanzdienstleistungsbranche sowie die Leitung von Unter-
nehmen, die in diesem Bereich tätig sind.

(2) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben und Maßnahmen ergreifen, die
dem Gegenstand des Unternehmens unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeig-
net sind.

(3) Die Gesellschaft kann im ln- und Ausland Tochtergesellschaften und Zweignie-
derlassungen effichten sowie sich an anderen Unternehmen beteiligen oder de-
ren Geschäfte führen. Die Gesellschaft kann Unternehrnen enryerben oder sie
veräußern, sie unter einheitlicher Leitung zusammenfassen und Unternehmens-
verträge im Sinne von §§ 291,292 AktG mit ihnen schließen oder sich auf die
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Verwaltung der Beteiligung beschränken. Sie ist berechtigt, ihren Betrieb ganz
oder teilweise in Beteiligungsunternehmen auszugtiedern.

§3
Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr

§4
Bekanntmachungen und lnformationen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger.

(2) lnformationen an die lnhaber zugelassenerWertpapiere der Gesellschaft können
auch im wege der Datenfernübertragung übermittelt werden.

Grundkapital und Aktien

§5

Grundkapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt

EURO 42.E02/53,--

und ist in 42.802.453 auf den lnhaber lautende stückaktien eingeteitt.

(2) Bei einer Kapitalerhöhung - gleich welcher Form - kann die Gewinnbeteiligung
neuer Aktien abweichend von § 60 AktG durch die Hauptversammlung bestimmt
werden.

il.
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(3) Das Grundkapitalwurde in Höhe von EURo 5,o7s.ooo,-- durch Formwechseldes
bisherigen Rechtsträgers des Vermögens und der Verbindlichkeiten der Gesell-
schaft, der FJA Feilmeier & Junker Holding GmbH mit dem sitz in München, er-
bracht.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital
der Gesellschaft bis zum 9. November 2025 um bis zu EUR 21 .401.226,- (in Wor-
ten: Euro einundzwanzig Millionen vierhunderteintausendzweihundertsechsund-

auanzig) durch Ausgabe von bis zu 21.401.226 neuen, auf den lnhaber lauten-
den Stockaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu
erhöhen (Genehmigtes Kapital 202011). Die neuen Aktien sind grundsäElich den
Aktionären zum Bezug anzubielen; sie können auch von Kreditinstituten oder ei-
nem nach § 53Abs. 1 Satz 1 oder§ 53bAbs. 1 Satz 1 oderAbs. 7 KWGtätigen
Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden Fällen auszu-
schließen:

aa)

bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der rechnerische Anteil am

Grundkapital, der auf die ausgegebenen Aktien entfällt, insgesamt zehn vom
Hundert des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im

Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung überstelgt (10 %-Grenze) und die

neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsen-
preis der msg life-Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Fesflegung des Ausga-
bebetrags durch den Vorstand nicht wesenflich unterschreitet; für die Frage des

Ausnutzens der 10 o/o-Grenze ist der Ausschluss des Bezugsrechts in direkter
oder indirekter Anwendung des s 186 Abs. 3 satz 4 AktG aufgrund anderer Er-

mächtigungen mit zu berücksichtigen;

bb)

bei Kapitalerhöhungen gegen sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von un-
ternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von For-
derungen gegen die Gesellschaft; und

cc)

soweit dies für spitzenbeträge erforderlich ist, die sich aufgrund des
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Bezugsverhältnisses ergeben.

Der Vorstand ist schließlich ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die
weiteren Bedingungen der Aktienausgabe einschließlich des Ausgabebetrages
sowie den weiteren lnhalt der Aktienrechte festzulegen. Der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchfüh-
rung der ErhÖhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2OZOll ent-
sprechend dem umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital
20?0ll anzupassen.

§6
Aktien

(1) Die Aktien lauten auf den lnhaber.

(2) Form und lnhalt der Aktienurkunden und etwaigen Gewinnanteils- und Erneue-
rungsscheinen sowie von Schuldverschreibungen und Zinsscheinen bestirnmt
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

(3)

(4)

Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Aktien- und Gewinnanteile ist

ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine Verbriefung nach
den Regeln einer Börse erforderlich ist, an der die Aktie zugelassen ist.

Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die einzelne Aktien
(Ei nzelaktien) oder mehrere Aktien (Sam melaktien) verkörpern.

Der Vorstand

§7
Zusammensetzung und Geschäftsführung

Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Die

Zahl der Mitglieder des Vorstands bestimmt der Aufsichtsrat. Auch wenn das

It.

(1)
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Grundkapital mehr als EURO 3 Mio. beträgt, kann der Aufsichtsrat bestimmen,
dass der Vorstand nur aus einer Person besteht, Es können auch stellvertretende
Vorstandsmitglieder bestellt werden.

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden vom Aufsichtsrat für höchstens fünf Jahre
bestellt.

(3) Der vorstand hat die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze,
der Satzung und seiner Geschäftsordnung zu führen.

(4) Der Vorstand kann in allen Fragen der Geschäftsführung die Entscheidung der
Hauptversammlung herbeiführen.

§8
Geschäftsordnung und Beschlussfassung

(1) Der Vorstand kann sich mit einstimmigem Beschluss eine Geschäftsordnung ge-

ben, sofern nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand er-
lässt. Die Geschäftsordnung bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats mit einer
Mehrheit von mindestens 2/3 der Stimmen.

(2) Der Aufsichtsrat hat in der Geschäftsordnung für den Vorstand oder im Einzelfall

durch Beschluss zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschäfien des Vor-

stands nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen. Dies gilt auch

für die Vornahme solcher Maßnahmen in Tochtergesellschaften.

§e
Vertretung

(1) lst nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Vorstandsrnitglieder bestellt, so wird die Gesellschafl durch zwei Vor-

standsmitglieder gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft

mit einem Prokuristen vertreten. DerAufsichtsrat kann einem oder mehreren Vor-
sta n dsm itg liedern d ie Befugnis zu r Alleinvertretu n g erteilen.
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(2) Der Aufsichtsrat kann einem oder mehreren Mitgliedern des Vorstands generell

oder für den Einzelfall die Befugnis erteilen, die Gesellschaft bei der Vornahme
von Geschäften mit sich als Vertreter eines Dritten uneingeschränkt zu vertreten.

IV

9er Aufsichtsrat

§r0
Zusammensetzung und Amtsdauer

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern, die von der Hauptversammlung ge-

wählt werden

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptver-
sammlung gewählt, die über ihre Entlastung für das dritte Geschäftsjahr nach
dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit be-
ginnt, wird nicht mitgerechnet.

Die Hauptversammlung kann für Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre bei der

Wahl eine küzere Amtszeit bestimmen.

(3) Für Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre können Ersatzmitglieder gewählt wer-
den, die in einer bei der Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stelle vozeitig
ausscheidender Aufsichtsratsmitg I ieder trete n.

(4) Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds, so erlischt

sein Amt mit Ende der Hauptversammlung, in der eine Ergänzungswahl nach

Abs. 5 stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiede-
nen Aufs ichtsratsmitgl ieds.

(5) Ergänzungswahlen erfolgen für die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen

Mitglieds.
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(6) Jedes Mitglied und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt - auch
ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes - durch eine an den Vorstand zu rich-
tende schriftliche Erklärung jedezeit mit Monatsfrist zum Monatsende niederle-
gen.

§rl
Wlllenserklärung des Aufsichtsrats

(1) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch
den Vorsitzenden oder im Falle seinerVerhinderung, durch dessen Stellvertreter
abgegeben.

(2) Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber Dritten, insbesondere gegen-

Über Gerichten und Behörden sowie gegenOber dem Vorstand ist der Vorsit-
zende, oder im Falle seiner verhinderung, dessen stellvertreter.

§12
VorsiEender und Stellvertreter

(1) lm Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von den Aktionären zu wäh-
lenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine Aufsichts-
ratssitzung slatt, zu der es einer schdftlichen Einladung nicht bedarf. ln dieser
Sitzung wählt der Aufsichtsrat aus seiner Mitte unter dem Vorsitz des ältesten
von der Hauptversammlung gewählten Mitglieds für die Dauer seiner Amtszeit
den Vorsi?enden und seinen Stellvertreter. Der Stellvertreter tritt in den Fällen
an die Stelle des Vorsitzenden, in denen dieser verhindert ist, sofern sich nicht
aus dieser Satzung etwas Abweichendes ergibt. Der Stellvertreter hat in allen
Fällen, in denen er in Stellvertretung des Vorsitzenden handelt, die gleichen

Rechte wie der VorsiEende.
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(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vozeitig aus dem Amt aus, so
hat der Aufsichtsrat unvezüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des
Ausgeschiedenen vozunehmen.

§13
SiEungen, Beschlüsse und Wlllenserktärungen

(1) Der Aufsichtsrat hält mindestens zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr ab. Die Sit-
zungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats mit
einer Frist von zwei Wochen schriftlich, durch Telefax oder durch E-Mail einbe-
rufen. ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist bis auf sieben Tage
abkÜzen und die Sitzung auch mündlich oder fernmündlich einberufen. Die Vor-
schrift des § 110 Abs. 1 und 2 AktG bleibt unberührt. Der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats kann bei der Ernberufung bestimmen, dass die Sitzung in Form einer
Telefon- oder Videokonferenz abgehalten wird.

(21 Mit der Einberufung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen.

(3) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Aufsichtsratsvorsitzenden, im Falle

seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter, geleitet, Er bestimmt die Reihen-
folge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie Art
und Reihenfolge der Abstimmungen,

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an

der Beschlussfassung teilnimmt. ln jedem Fall müssen mindestens drei Mitglie-
der an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der
Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält.

(4)

(5) Die Beschlüsse bedürfen - mit Ausnahme der Verabschiedung und der Anderung

der Aufsichtsratsgeschäftsordnung, die einstimmig zu erfolgen hat - der Mehrheit

der abgegebenen Stimmen, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Dies
gilt auch für Wahlen. Die Geschäftsordnung kann eine höhere Mehrheit fesfle-
gen. Bei Feststellung des Abstimmungsergebnisses werden Stimmenthaltungen

mitgezählt. Ergibt eine Abstimmung Stimmengleichheit, gibt die Stimme des Auf-
sichtsratsvorsitzenden, oder, falls der Aufsichtsratsvorsitzende nicht an der Be-
schlussfassung teilnimmt, die Stimme seines Stellvertreters den Ausschlag,
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(6) Ein abwesendes Aufsichtsratsmitglied kann seine schriftliche Stimmabgabe
durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied übeneichen lassen.

(7) Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassungen schriftlich, durch Telefax,
durch E-Mail oder fernmündlich zulässig, wenn dies derAufsichtsratsvorsitzende

anordnen und kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren innerhalb einer vom
Aufsichtsratsvorsitzenden bestimmten angemessenen Frist widerspricht. Fern-
mÜndlich gefasste Beschl0sse sind nachträglich schriftlich zu bestätigen.

(8) Über die Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Niederschriflen anzu-
fertigen, die vom Vorsitzenden zu untezeichnen und allen Aufsichtsratsmitglie-
dern in Abschrift zuzuleiten sind.

(9) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Anderungen der Satzung zu beschtießen, die nur
die Fassung betreffen,

(10) Die Unwirksamkeit eines Aufsichtsratsbeschlusses kann nur innerhalb eines Mo-

nats nach Kenntnis des Beschlusses durch Klage geltend gemacht werden.

§14
Vergütun g des Aufsichtsrats

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine feste vergütung in Höhe von €
1 6.000.- pro Geschäftsjahr.

(2) Neben derfesten Vergütung nach Abs. 1 erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats

ab dem Geschäftsjafu 2018 eine jährliche variable Vergütung in Höhe von O,ZSo/o

des aus dem vom Aufsichtsrat gebilligten und nach deutschen Rechnungsle-
gungsvorschriften (HGB) aufgestellten Konzernabschluss abgeleiteten Ergebnis-

ses vor Zinsen, Steuern, Abschreibungen auf Sachanlagen und Abschreibungen

auf immaterielle Vermögensgegenstände (,,EBITDA"), Die variable Vergütung

entfällt, wenn der Konzernabschluss kein positives EBITDA ausweist.

(3) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, der stellvertretende Vorsitzende den ein-
einhalbfachen Betrag der Vergutung nach Abs. 1 und 2.
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(4) Die summe der Vergütungsbestandteile nach Abs. 1 und Abs. 2 ist für jedes Auf-
sichtsratsmitglied auf € 32.000.- pro Geschäftsjahr begrenzt. Für den Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats beträgt die Begrenzung € 64.OOO,-, für den stellvertreten-
den Vorsitzenden € 48,000,- jeweils pro Geschäftsjahr.

(5) Der Vorstand wird ermächtigt, namens der Gesellschaft für die Mitglieder des

Aufsichtsrats D&O-Versicherungen (Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung

für Unternehmensleiter) zu marktkonformen und angemessenen Bedingungen

abzuschließen, wobei die Versicherungsprämien von der Gesellschaft übernom-
men werden.

(6) Zusätzlich zu der Vergütung nach Abs. 1 bis 3, die nach Maßgabe von Abs. 4
begrenzt ist, erhält jedes Aufsichtsratsmitglied für die Teilnahme an Ausschuss-
sitzungen des Aufsichtsrats je teilgenommener Sitzung € 1.ooo,- für alle sit-
zungsteilnahmen jedoch maximal € s.000,- je Geschäftsjahr, sowie ErsaE für die

bei Wahrnehm u ng seines Aufsichtsratsamtes angefal lenen Aufwendungen. E i ne

auf ihre Bezüge zu entrichtende umsatzsteuer wird den Mitgliedem des Auf-
sichtsrats von der Gesellschaft erstattet.

(7) Gehören Aufsichtsratsmitglieder nur während eines Teils des Geschäftsjahres

dem Aufsichtsrat an, erhalten sie die Vergütung nach Abs. 1 und Abs. 2 zeitan-
teilig, Die Vergütung nach Abs. 1 und Abs. 2 wird nach Ablauf des jeweiligen

Geschäftsjahres gezahlt und ist nach Ablauf des Tages zur zahlung fällig, an
dem der Jahresabschluss der Gesellschafl festgestellt ist und zwar unabhängig
davon, ob der Aufsichtsrat den Jahresabschluss billigt (§ 1tz s.1 AktG) oder die
Hauptversammlung diesen feststellt (s 173 Abs. 1 AktG).

§15
Versc hwiege n he its pfl icht

(1) Über vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen sowie vertrauliche Anga-
ben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnisse, die den Aufsichtsratsmitgliedern durch ihre Tätigkeit für die Gesell-
schaft bekannt werden bzw. bekannt geworden sind, haben sie Stillschweigen zu
bewahren. Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung ihres Amts. Dem
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Gebot der Schweigepflicht unterliegen insbesondere die Stimmabgabe, der Ver-
lauf der Debatte, die stellungnahmen sowie sonstige persönliche Außerungen
der einzelnen Aufsichtsratsmitglieder. Nehmen an einer Sitzung des Aufsichts-
rats Personen teil, die nicht Aufsichtsratsmitglieder sind, sind diese zur Ver-
schwiegenheit ausdrücklich zu verpfl ichten.

(2) Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, Angaben insbesondere über den lnhalt
und Verlauf von Aufsichtsratssitzungen sowie vom lnhalt von Aufsichtsratsvorla-
gen und -beschlüssen an Dritte weitezugeben, so hat es vorher den Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats zu unterrichten, um etwaige Meinungsverschiedenheiten

über die Geheimhaltungspflicht zu beseitigen. Stimmt der Aufsichtsratsvorsit-
zende der Offenlegung nicht zu, hat er die anderen Aufsichtsratsmitglieder zu

untenichten und unvezüglich die Stellungnahme des Aufsichtsrats einzuholen.
Das betreffende Aufsichtsratsmitglied hat bis zur Abgabe dieser Stellungnahme

über die Tatsachen, die ihm durch seine Tätigkeit im Aufsichtsrat zur Kenntnis
gelangt sind, Stillschweigen zu bewahren.

(3)

(1)

Scheiden Aufsichtsratsmitglieder aus ihrem Amt aus, sind sie verpflichtet, der
Gesellschaft unvezüglich alle sich in ihrem Besitz befindlichen, die Angelegen-
heiten der Gesellschaft betreffenden Dokumente zurückzugeben. Den Aufsichts-
ratsmitgtiedern steht kein Zurückbehaltungsrecht hinsichtlich solcher Dokumente

ZU,

§16
Einberufung, Teilnahmerecht und Bild- und Tonübertragung

Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorge-

schriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. Sie findet am Sitz der Ge-
sellschaft oder am Sitz einer inländischen Wertpapierbörse statt.

(2) Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Vorschriften,
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(3) Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen und das Stimmrecht ausü-
ben wollen, müssen ihre Berechtigung nachweisen. Für den Nachvrreis der Be
rechtigurg reicht ein in Textform von dem Leäintermediärgemäß s 67 cAbs. 3
AktG ausgestellter besonderer Nachvueis des AnteilsbesiEes aus. Der Nacfrweis
muss in deutsoher oder englischer Sprache verfasst sein. ln der Einbenrfung kön-
nen weitere Spracten, in denen der Nachrmgis verfasst sein kann, zugelassen
werden. Der Nachrircis muss sich auf den Beginn des einundamnzigsten Tages
vor der Hauptversammlwrg beziehen und muss der Gesellscfraft unter der in der
Einladung hierfur mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptver-
sammlung zugehen. Dabeisind derTag der Haufiersammlung und derTag des
Zugangs nicht miEurechnen.

(4) Milgliedem des Außichtsrats ist in Abstimmung mit dem VorsiEenden des Aufsichtsrats die
Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung in den Fällen
gestattet, in denen ihnen aufgrund rechtlicher Einschränkungen, ihres Aufenthalts im Aus-
land, ihres notwendigen Aufenthalts an einem anderen Ort im lnland oder aufgrund einer
unangemessenen Anreisedauer die physische Präsenz am Ort der Hauptversammlung nicht
oder nur mit erheblichem Aufiuand moglich wäre oder wenn die Hauptversammlung als virtu-
elle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten
am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird.

(5) Die Haupfuersammlung kann auf Anordnung des Versammlungsleiters atßBzugs-

treise odervolHändig in Bild urd Ton überfagen rverden. Die überhagung kann
auch in einer Form erfolgen, an dq die Öffenüicfrkeit uneingesclrränld Zugang
hat. Die Form der üuertragung'st in der Enladung bekannt zu geben.

(6) Der Vorstand ist bis zum Ablauf des 3. Juli 2028 dazu ermächtigt, vozusehen, dass die
Hauptversammlung ohne physische Präserz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am
Ort der Hauptversammlung abgehatten wird (virtuel le Hauptversam m lung).

@ Der Vorstand ist dazu ermächtigt, vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung

auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigrten teilnehmen und

sämtliche oder eirzelne ihrer Rechte garz oder teihreise im Wege elektronischer Kommuni-
kation a usüben können (On I ine-Teil nahme an Präseru-Hauptversamm lung). Der Vorstand
ist auch ermächtigt, die näheren Eivelheiten der Onlin+Teilnahme an der Präsenz-

Hauptversammlung zu bestimmen. Eine etwaige Ermöglichung der Online-Teilnahme an der
Präsenz-Hauptversammlung und die dazu getroffenen Regelungen sind mit der Einberufung

der Hauptversammlung bekannt zu machen.
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§r7
Vereammlungsleitung

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats
oder ein von ihm bestimmtes anderes Aufsiclrtsratsmitglied. Für den Fall, das
weder der VorsiEende des Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes anderes
Außichtsratsmitglied den VorsiE übemimmt, wird der VorsiEende durch den Auf-
sichtsrat gewähtt.

(2) Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung, Er kann sich
hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der UnterstüEung von
Hilfspersonen bedienen.

Er bestimmt die Reihenfolge der Redner und kann das Rede- und Fragerecht der Aktionäre

(einschließlich des Nachfrage- und Fragerechts der Aktionäre in der virtuellen Hauptver-

sammlung) zeitlich angemessen beschränken.

(3) Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegen-

stände und der Abstimmungen sowie das Abstimmungsverfahren. Er kann fest-

legen, dass bei der Venrendung von Stimmkarten oder sonstigen Datenträgem

mehrere Abstimmungen zusam mengefa sst werden.

(4) Aktionäre, die sich an den Abstimmungen nicht beteiligen wollen, haben dies vor

dem Beginn der Abstimmungen dem Versammlungsleiter in der von ihm be-

stimmten Form miEuteilen.

§lE
Stimmrecht Beschlussfassung und Wahlen

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme.

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmäclrtigten ausgeübt werden. Sofem
weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung oder eine diesen gese2-
lich gleichgestellte Person oder lnstitution bevotlmächtigt wird, bedürfen die Er-
teilung der Vollmacht, ihr Wdem.rf und der Nachweis der Bevollmäcfrtigung ge-
genüber der Gesellschaft der Textform (s 126b BGB).

(3) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, so-
weit eine Kapitalrnehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des yertretenen

Grundkapitals gefasst, sofem nicht nach zwingenden geseElichen Vorscfrriften
oder dieser SaEung eine höhere Mehrheit erforderlich ist. lm Falle der Stimmen-
gleichheit gilt, ausgenommen beiwahlen, ein Antrag als abgelehnt.

(4) Sofem beiWahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht er-
reicht wird, findet eine Stichwahlzwischen den Personen statt, die die höchsten
Stimmenzahlen erhalten haben. Bei gleicher Stimmenzahl im zvueiten Wahlgang
entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende Los.
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§re
Ordentliche Hauptvercammlung

(1) Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines
jeden Geschäftsjahres statt.

(2) Sie beschließt regelmäßig über die Venrendung des Bilanzgewinns, die Enflas-
tung von Vorstand und Aufsichtsrat, über die Wahl des Abschlussprüfers sowie
in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresab-
schlusses und die Billigung des Konzernabschlusses sowie auf Antrag des Vor-
stands der Gesellschaft über besondere Angelegenheiten.

Jahresabschluss. Gewinnvq.lwenduqg

§20
Geschäftsberic ht, Jahresabsch Iuss

Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den Lagebericht, den Konzernabschluss und

den Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr in den ersten drei Monaten

eines jeden Geschäftsjahres aufzustellen und unvezüglich nach ihrer Aufstellung dem

Aufsichtsrat vozulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vor-
zulegen, den er der Hauptversammlung für die Venryendung des Bilanzgewinns machen

will.

§21
Verwend ung des Bilanzgewinns

Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses

einen größeren Teil als die Hälfte des Jahresüberschusses, der nach Abzug der in die
gesetzlichen Rücklagen einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags verbteibt in
andere Gewinnrücklagen einzustellen. Die Einstellung eines größeren Teils als die
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Hälfte des Jahresüberschusses ist jedoch nicht zulässig, soweit die anderen Gewinn-

rtlcklagen nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden.

§22
Umwandlungsaufwand

Die Gesellschaft trägt den Umwandlungsaufwand in Höhe von DM 100.000,-- (in Worten:

DM einhunderttausend).

- Ende der Satzung -
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